
 

 
VON  
MICHAEL WALDHÄUSER, LEITUNG BEREICH STRUKTUR UND FÖRDERUNG UND 
DR. HEIKO TAMMENA, REFERENT FÜR KOMMUNALE JUGENDARBEIT UND JUGENDARBEIT 
IN GEMEINDEN 
 

Kommunale Jugendarbeit bleibt Pflichtaufgabe, 

keine freiwillige Leistung 

 
 
In sehr vielen Beratungen zur Kommunalen Jugendarbeit stellen wir einen Bedarf fest, 
in den neugewählten Gremien der Kommunalpolitik weitere Aufklärung zu leisten, 
dass es sich bei der Jugendarbeit in Landkreisen und Gemeinden nicht um eine 
„freiwillige Leistung“, sondern gesetzlich um eine kommunale Pflichtaufgabe handelt. 

Zuletzt wurde sogar in einer sonst sehr hilfreichen Veröffentlichung der bayerischen 
Landeszentrale für politische Bildung zur Kommunalwahl „Stimmen für die Politik vor 
Ort“ Jugendarbeit mit anderen Bereichen als „freiwillige Leistung“ aufgelistet. 

Diese Darstellung ist rechtlich unzutreffend (vgl. z.B. Münder/Meysen/Trenczek, 
Frankfurter Kommentar SGB VIII § 11 Rn. 13).   

Sie widerspricht zudem der fachlichen Einschätzung des Bayerischen 
Jugendrings, dem als Körperschaft des öffentlichen Rechts durch 
Rechtsverordnung der bayerischen Staatsregierung für den Bereich der 
Jugendarbeit die Aufgaben des überörtlichen Trägers der Jugendhilfe nach § 85 
Abs. 2 SGB VIII übertragen wurde. 

Rechtlich handelt es sich bei der Jugendarbeit um eine kommunale 
„Pflichtaufgabe dem Grunde nach“. Das bedeutet, dass ein Ausfall der 
bedarfsgerechten Förderung der Jugendarbeit bei einer nicht 
zahlungsunfähigen Kommune jedenfalls dann rechtswidrig ist, wenn tatsächliche 
freiwillige Leistungen durch den örtlichen Träger der Jugendhilfe (mit-)finanziert 
werden.  
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Das belegen folgend zitierte Kommentare zum § 11 SGB VIII: 

„Die Bestimmung bringt in Abs. 1 S. 1 zum Ausdruck, dass jungen Menschen die zur 
Förderung ihrer Entwicklung erforderlichen Angebote der Jugendarbeit zur Verfügung 
zu stellen „sind“. Während einerseits weitestgehend Einigkeit dahin gehend herrscht, 
dass diese Formulierung eine bindende Verpflichtung des öffentlichen 
Jugendhilfeträgers beinhaltet, erforderliche Angebote der Jugendarbeit als Leistung 
zur Verfügung zu stellen, ist andererseits umstritten, inwieweit jenseits dieser 
objektiv-rechtlichen Verpflichtung noch Raum für ein subjektiv-öffentliches Recht 
junger Menschen besteht. Unter Berücksichtigung der in §§ 2 und 8 SGB I 
erkennbaren gesetzgeberischen Wertungen dürften hierauf bezogene systematische 
und teleologische Gesichtspunkte dafür sprechen, über die bloße Rechtsaufsicht 
hinaus auch einklagbare Rechtsansprüche auf die Bereitstellung bedarfsgerechter 
Angebote („Grundversorgung“) insoweit anzuerkennen, als der öffentliche 
Jugendhilfeträger seinem entsprechenden gesetzlichen Auftrag im Bereich des § 11 
nicht in ausreichendem Maße nachkommt.“ 
(BeckOGK/Buchholz-Schuster, 1.12.2021, SGB VIII § 11 Rn. 7-26) 

„Welche Rechtsverbindlichkeit § 11 zukommt, lässt sich dem Wortlaut von Abs. 1 Satz 1 
der Bestimmung nicht ohne Weiteres entnehmen. Die Jugendarbeit ist dort als 
Förderungsangebot formuliert. Nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 stellt sie eine Leistung der 
Jugendhilfe dar. Dass es sich bei der Jugendarbeit um eine echte Sozialleistung 
nach § 11 SGB I handelt, folgt aus § 27 Abs. 1 Nr. 1 SGB I. Zur Gewährung dieser 
Sozialleistung sind die öffentlichen Träger unbedingt verpflichtet, denn nach § 11 Abs. 1 
„sind“ die erforderlichen Angebote der Jugendarbeit zur Verfügung zu stellen (→ § 2 
Rn. 7). Es handelt sich also keinesfalls um eine nur „bedingte Pflichtaufgabe“ oder gar 
um eine „freiwillige Aufgabe“, wie manche Landräte immer noch ihren 
Jugendhilfeausschüssen glauben machen wollen. Wird die Pflicht nicht erfüllt, kann 
die Erfüllung der Pflicht im Wege der Rechtsaufsicht (Regierungspräsidium bzw. 
Landesdirektion, Innen- u. Sozialministerium) eingefordert werden. Unzureichende 
Angebote sind rechtswidrig. § 11 ist auch nicht ein bloßer Programmsatz der 
Jugendhilfe, sondern eine echte Rechtsnorm, bei der allein fraglich ist, ob sie sich in 
der bindenden Verpflichtung des öffentlichen Trägers erschöpft oder ob aus ihr auch 
sog. subjektive öffentliche Rechte begründet werden können. 

(LPK-SGB VIII/Peter-Christian Kunkel/Jan Kepert, 8. Aufl. 2022, SGB VIII § 11 Rn. 2) 
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 „Abs. 1 S. 1 kommt daher eine zentrale Leitfunktion zu. Klargestellt wird, dass es sich 
nicht um eine freiwillige Aufgabe handelt, sondern um eine Pflichtaufgabe, die „eine 
klare und eindeutige Leistungsverpflichtung enthält“. Es handelt sich um eine 
objektive Rechtsverpflichtung. Der öffentliche Träger hat tätig zu werden und 
inhaltlich und umfänglich bedarfsgerechte Angebote der Jugendarbeit zur 
Verfügung zu stellen bzw. die in Abs. 2 genannten freien Träger entsprechend zu 
fördern und eine entsprechend geeignete und erforderliche Infrastruktur 
sicherstellen. Dies ist Teil der Wahrnehmung der Planungs- und 
Gesamtverantwortung gem. § 79. Es wäre dementsprechend „eindeutig rechtswidrig, 
wenn durch den öffentlichen Träger keine oder nur völlig unzureichende Angebote 
unterbreitet werden“. 

(FK-SGB VIII/Weitzmann, 10. Aufl. 2026, SGB VIII § 11 Rn. 13, beck-online) 

 

Fachlich und beratend konnte der BJR diese Position mehrfach vermitteln, zuletzt 
in einem Fachbeitrag für Jugendbeauftragte (Heiko Tammena: Jugendbeauftragte 
in den Gemeinden – Ein Erfolgsmodell der bayerischen Jugendpolitik! Der Bayerische 
Bürgermeister, Mai 2026): 
 
„Kinder- und Jugendarbeit gehört zur gesetzlichen Verantwortung der Gemeinden. § 
11 und § 12 SGB VIII benennen Jugendarbeit ausdrücklich als kommunale Aufgabe der 
Jugendhilfe. In Bayern wird diese Verpflichtung durch Art. 30 AGSG und Art. 57 
Gemeindeordnung zusätzlich konkretisiert. 

Damit ist klar: Die Förderung örtlicher Jugendgruppen, Jugendverbände, Initiativen, 
Einrichtungen und Beteiligungsmöglichkeiten ist keine freiwillige Leistung, sondern als 
Pflichtaufgabe ein Bestandteil kommunaler Daseinsvorsorge.  

Gleichzeitig eröffnet das Gesetz bewusst Gestaltungsspielräume. Jede Gemeinde 
entscheidet entsprechend ihrer örtlichen Struktur, welche Angebote, Räume, 
Beteiligungswege und Förderformen bedarfsgerecht sind. Genau hier helfen 
Jugendbeauftragte, Bedarfe systematisch wahrzunehmen und Entwicklungen 
fachlich einzuordnen.“ 

 

Zuletzt ergänzten wir dazu zwei Anmerkungen in unserer neuen Arbeitshilfe 
„Jugendbeauftragte in Gemeinden“ (Mai 2026): 
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Anmerkung zum Begriff „sollen“ in Art. 30 AGSG (1) und Art. 57 Gemeindeordnung 

Eine Soll-Vorschrift bedeutet: Eine Behörde ist verpflichtet, grundsätzlich so zu 
verfahren, wie es im Gesetz bestimmt ist. Wenn keine Umstände vorliegen, die den 
Fall als atypisch erscheinen lassen, bedeutet das „Soll“ ein „Muss“ (vgl. BVerwG, Urteil 
v. 17.8.1978, BVerwGE 56, S. 220 (223) und BVerwG, Urteil v. 2.7.1992, BVerwGE 90, S. 27). 

Anmerkung zum Begriff „Grenzen der Leistungsfähigkeit“ in Art. 30 AGSG (1) und 
Art. 57 Gemeindeordnung 

Das bedeutet, dass nur in begründeten Fällen eine Untätigkeit mit dem Gesetz 
vereinbar ist. Eine kreisangehörige Gemeinde muss sachlich und nachvollziehbar 
begründen können, dass und in welchem Umfang ihre Leistungsfähigkeit zur 
Unterstützung erforderlicher Einrichtungen, Dienste und Veranstaltungen der 
Jugendarbeit überschritten ist. 

Solange eine kreisangehörige Gemeinde (anderweitige) freiwillige Leistungen 
anerkennt bzw. ausbezahlt, ist ihre Grenze bezüglich der Leistungsfähigkeit nicht 
erreicht. Somit muss die kreisangehörige Gemeinde der Förderung der Jugendarbeit 
als Pflichtaufgabe nachkommen. 

 

Diese Darstellung bleibt für alle Gliederungen des BJR und Fachkräfte der 
Jugendarbeit in den Kommunen ein sehr wichtiger Punkt ihrer Aus- und 
Fortbildung sowie ihrer täglichen Arbeit für eine bedarfsgerechte Jugendpolitik. 

 

Die Pflichtaufgabe ist ebenfalls ein zentraler Punkt im aktuellen Beschluss der BJR-
Vollversammlung vom März 2026 anlässlich der Kommunalwahl: 

 Wo Jugend Raum hat, wächst Zukunft!  

Aufruf für einen Neustart jugendgerechter Kommunalpolitik 

https://www.bjr.de/ueber-uns/gremien/beschluesse/wo-jugend-raum-hat-waechst-zukunft

